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Niedersachsen

und teilweise liebevolle Ver-
pflegung (wenn z. B. die müden
Sportler vom Training zurück-
kamen und im Eingangsbe-
reich der Schule warmen But-
terkuchen vorfanden ...) und
bei den Verwaltungsdamen für
allzeit gewährten Zuspruch
und Unterstützung. Auch der
Leiter der Schule, Herr Regie-
rungsdirektor Frithjof Plap-
pert, fand in seiner Abschluss-
betrachtung nur anerkennen-
de und lobende Worte für die
Bereitschaft der Lehrgangs-
teilnehmerinnen und -teilneh-
mer motiviert und engagiert
ihr Lehrgangsziel zu erreichen.
Darüber hinaus betonte Herr

Plappert positiv den reibungs-
losen Ablauf aller Funktionen,
die ein Schul- und Internats-
betrieb mit sich bringen. Pro-
bleme, die in der alten Schule
allein durch die baulichen Ge-
gebenheiten immer wieder
auftraten, fanden in den neu-
en Räumlichkeiten keinen
Nährboden mehr. Es ist also
ein durchaus positiver Anfang
zu verzeichnen, der aber nur
als Triebfeder verstanden wer-
den kann. Als Triebfeder auch
weiterhin die Entwicklung ei-
ner modernen Einrichtung für
Erwachsenenbildung voran-
zutreiben.
Meyer/Zimmermann

25 Jahre Ortsverband Stade
Das Jahr 2001 war für uns ein
Jahr der Jubiläen. Zum einen
wurde der Ortsverband am 23.
September 2001 25 Jahre
„jung“, was auch gebührend
gefeiert wurde. 
Die Mitglieder, die zur Feier
auch ihre (Ehe-)partner mit-
brachten, folgten der Einla-
dung des Vorstandes zahl-
reich.
Der Landesvorstand, der auch
eingeladen war, fand leider
keine Zeit, beim Brunch in
Bornberg dabei zu sein. 
Trotzdem hatten alle Anwesen-
den viel Spaß und hoffen auf
ähnliche Vorhaben in kom-
menden Jahren.

Desweiteren wurde den Kolle-
gen Dieter Tiemann und Hans-
Otto Foltmer durch unseren
Vorstand zur 25-jährigen Mit-
gliedschaft im VNSB gratu-
liert.
Ein ganz besonderes Jubiläum
feierte unser pensionierter
Kollege Heinzpeter Oltermann
am 1. Juni 2001. Vierzig Jahre
im Verband waren ihm eine
Feier im kleinen Rahmen wert.
Zum Dank für diese langjähri-
ge Mitgliedschaft überreichte
der Erste Vorsitzende Andreas
Bock dem begeisterten Jäger
einen Gutschein für Jagdbe-
darf, worüber er sich sehr freu-
te.

Langjähriger Protokollführer des
OV Braunschweig im Vorruhestand
Am 1. November 2001 begab
sich der langjährige Protokoll-
führer des OV Braunschweig,
Kollege AI im JVD Peter Danke,
in den Vorruhestand.
Kollege Danke war bis zu die-
sem Zeitpunkt LdAV in der JVA
Braunschweig. 
Hier war er immer bemüht, für
alle Kolleginnen und Kollegen
ein guter Vorgesetzter zu sein,
er hatte immer ein offenes Ohr
für die Probleme der Bediens-
teten und versuchte, so gut es

eben ging, jedem zu helfen.
Zum Abschied überreichte der
Vorsitzende des OV Braun-
schweig, Dieter Tümmler, Kol-
legen Danke ein Bildband über
die USA. 

Die USA sind sein Lieblingsrei-
seziel, vorrangig Kalifornien.
Wir alle wünschen Peter Dan-
ke alles erdenklich Gute für die
Zukunft.

D. Tümmler
Erster Vorsitzender OV BS

Nordrhein-Westfalen

Das „Beamten-Jahrbuch“ liegt jetzt in der 3. Auflage
in überarbeiteter Fassung vor.

Diese Sammlung von überwiegend landesrechtlichen Gesetzen und 
Verordnungen versteht sich als Ergänzung zum „Handbuch für den Strafvoll-
zug“, das die BSBD-Bundesleitung soeben in 3. Auflage vorgelegt hat. Diese
beiden Gesetzessammlungen sind sowohl für die Beamtenanwärterinnen
und -anwärter als auch für die Praktikerinnen und Praktiker im Strafvollzug ei-
ne unverzichtbare Informationsquelle.

Bei der Zusammenstellung des „Beamten-Jahrbuches“ sind die Anregungen
der Justizvollzugsschule und der Praxis berücksichtigt worden, so dass den
Kolleginnen und Kollegen eine überzeugende, auf ihre Bedürfnisse ausge-
richtete Gesetzessammlung vorgelegt werden kann. 

Den Nachwuchskräften des Vollzuges, die zur Zeit ihre Ausbildung beginnen
und die Mitglied im BSBD sind, erhalten die beiden Fachbücher kostenlos. 

BSBD-Mitgliedern werden die Fachbücher zu einem lukrativen 
Sonderpreis zur Verfügung gestellt. Nähere Informationen erteilen die 
BSBD-Ortsverbände.
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Nordrhein-Westfalen

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen,

zum Jahreswechsel möchte ich
die Gelegenheit wahrnehmen, alle
Mitglieder im Bund der Strafvoll-
zugsbediensteten in Nordrhein-
Westfalen recht herzlich zu grü-
ßen.

Ein Jahr von ganz historischer
Bedeutung neigt sich dem Ende
entgegen, und alle Menschen
spüren: Seit dem 11. September
hat sich die Welt verändert. Si-
cherheitsfragen stehen wieder im
Mittelpunkt aller politischen Ent-
scheidungen und mithin auch die
Frage nach der Lage im Strafvoll-
zug als maßgebliche Säule der In-
neren Sicherheit.

Während für den Bereich der Poli-
zei und Feuerwehr bereits ent-
sprechende finanzpolitische Res-
sourcen geöffnet wurden, ist bis-
lang für den Bereich des Strafvoll-
zuges keine spürbare positive
Entwicklung sichtbar geworden.
Offensichtlich wird dabei die de-
solate personelle und vollzugliche
Situation in den teilweise baulich
völlig veralteten NRW-Justizvoll-
zugsanstalten sträflich unter-
schätzt. Die Rahmenbedingun-
gen, unter denen die Strafvoll-
zugsbediensteten unseres Landes
ihren Dienst verrichten, werden
zunehmend schlechter und füh-
ren bei den Kolleginnen und Kol-
legen zum Verdruss und innerer
Kündigung bis hin zur Erkran-
kung und vorzeitiger Zurruheset-
zung. Personalengpässe in der
Verwaltung und im allgemeinen
Vollzugsdienst kennzeichnen den
Alltag und führen zu Arbeitsver-
dichtungen und zunehmenden
Mehrarbeitsstunden.

Vor diesem Hintergrund und trotz
der schwierigen haushaltswirt-
schaftlichen Lage in Bund und
Ländern kann der BSBD mit sei-
ner Gewerkschaftsarbeit den-
noch, und zwar wie keine andere
Gewerkschaft im öffentlichen
Dienst, auf eine Erfolgsbilanz für
das Jahr 2001 zurückblicken.

Nachdem bereits im laufenden
Jahr für die Bediensteten im all-
gemeinen Vollzugsdienst und
Werkdienst über 400 zusätzli-
che Beförderungen durch die
Öffnung der Obergrenzen erreicht
und umgesetzt wurden, steht die
gleiche Zahl von zusätzlichen
Beförderungsstellen auch wie-
der im Jahr 2002 zur Verfü-
gung.

Erstmalig nach vielen Jahrzehn-
ten dauerhaften Stillstands in der
Laufbahn des gehobenen Voll-
zugs- und Verwaltungsdienstes
werden 2002 nun 16 stellvertre-
tende Anstaltsleiter, die auch
gleichzeitig die Aufgaben eines
Verwaltungsleiters wahrneh-
men, in das Eingangsamt des
höheren Dienstes (A 13) überge-
leitet. Leider konnte eine daraus
resultierende Neuschlüsselung
im gehobenen Vollzugs- und Ver-
waltungsdienst noch nicht reali-
siert werden, was wir jedoch bei
den Haushaltsanmeldungen für
2003 vorrangig fordern werden.

Vor dem Hintergrund der beson-
deren personellen Engpässe ha-
ben wir u. a. 314 Einstellungs-
zusagen für den allgemeinen
Vollzugsdienst und Werkdienst
realisieren können.

Des Weiteren haben wir in letzter
Minute die Weiterzahlung des
Anwärtersonderzuschlags errei-
chen können. Gerade hier drohte
durch die in ihren Auswirkungen
zunächst nicht erkannte Verlage-
rung der Zuständigkeit vom Bund

auf die Länder eine
Situation einzutreten,
die für die Anwärter/
Innen im allgemeinen
Vollzugsdienst durch
Wegfall dieser Zulage
katastrophale Folgen
gehabt hätte.

Endlich steht auch
fest, dass der Forde-
rung des BSBD hin-
sichtlich der Erweite-
rung des Funktio-
nenkatalogs im Sin-
ne der Fußnote 3 zur
Besoldungsgruppe A
9 der Bundesbesol-
dungsordnung für
die Personalsachbe-
arbeiter und DV-Sys-

tembetreuer entsprochen wurde.
Die Frage der Aufnahme der Aus-
bildungsleiter in den Funktio-
nenkatalog wird gegenwärtig
noch geprüft.

Weiter freuen wir uns, nunmehr
auch den vom BSBD seit Jahren
eingeforderten Bestand der Jus-
tizvollzugsschule bestätigen zu
können. Überlegungen einer
Schließung bzw. Verlagerung die-
ser Einrichtung sind endgültig
„vom Tisch“.

Diese Aufzählung von nur einigen
wenigen zum positiven Ergebnis
geführten Aktivitäten des BSBD
sollen aber nicht außer Acht las-
sen, dass auch die vielen vor Ort
durch unsere Mandatsträger er-
brachten Leistungen letztend-
lich zum Ansehen und Erfolg un-
serer gemeinsamen Gewerk-
schaftsarbeit geführt haben. Dies
zeigte sich im zu Ende gehenden
Jahr auch deutlich in einem Mit-
gliederzuwachs, der uns die Be-
stätigung gibt, dass der BSBD in
der Tat die maßgebliche Gewerk-
schaft im Strafvollzug und damit
auch der kompetente Ansprech-
partner nicht nur für die Politik,
sondern auch für die Medien al-
lerorts ist.

Zum Jahreswechsel wünsche ich
Ihnen und Ihren Familien alles
Gute, vor allem Gesundheit und
Zufriedenheit.

Ihr
Klaus Jäkel 

Zum
Jahreswechsel
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Nordrhein-Westfalen
Gesetzgebungsverfahren eingeleitet

Ein Vollzugsamt erklärtes Ziel der Landesregierung
Verwaltungsmodernisierung, Straffung der Entscheidungswege, Ein-
sparung von Personal und Bündelung der personellen Ressourcen sol-
len mit der Verschmelzung der beiden vorhandenen Vollzugsämter in
Hamm und Köln zu einem Landesjustizvollzugsamt in Wuppertal be-
zweckt werden. Bislang ist das Ministerium den Nachweis schuldig ge-
blieben, dass diese hehren Ziele mit ihrem Gesetzentwurf tatsächlich
erreicht werden können. Betroffene und Vollzugsexperten sind skep-
tisch. Für sie kommt das Gesetzgebungsverfahren mindestens vier
Jahre zu früh. Die Vollzugsverwaltung befindet sich im Umbruch und in
einer Modernisierungsphase, die durch die Vollzugsämter gelenkt,
begleitet und gesteuert werden sollte. Jetzt über die Verschmelzung
der Ämter zu diskutieren, womöglich ein neues Amt zu schaffen, wür-
de den Modernisierungsprozess praktisch zum Erliegen bringen. In
dieser Situation hat der Justizminister das Gesetz über die Errichtung
des Landesjustizvollzugsamts eingebracht. Wegen der besonderen
Bedeutung dieses Gesetzgebungsverfahrens für den gesamten Be-
reich des Vollzuges geben wir nachstehend die Reden der ersten Le-
sung im Wortlaut wieder.

Landtagspräsident 
Ulrich Schmidt:
Zur Einbringung dieses Ge-
setzentwurfs erteile ich dem
Herrn Justizminister Dieck-
mann das Wort.
Jochen Dieckmann, Justiz-
minister: Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren! Na-
mens der Landesregierung

Justizminister Jochen Dieckmann
sieht in einem zentralen Landes-
justizvollzugsamt einen wichtigen
Schritt der Verwaltungsmoderni-
sierung und der Organisations-
entwicklung.

bringe ich den Gesetzentwurf
über die Errichtung des Lan-
desjustizvollzugsamts ein.
Der Gesetzentwurf ist das Er-
gebnis einer längeren, sehr in-
tensiven Diskussion innerhalb
des gesamten Justizvollzugs in
Nordrhein-Westfalen. Er fügt
sich in die Bemühungen ein,
auch im Bereich der Justiz die
Grundsätze der Verwaltungs-
modernisierung zur Geltung
zu bringen.
Wir sind hier sehr weit fortge-

schritten, und dementspre-
chend beherzigt auch der Ge-
setzentwurf unsere Kernziele.
Er enthält Elemente der Aufga-
benkritik und der Delegation −
so, wie die Justiz insgesamt ge-
kennzeichnet ist durch einen
Prozess der Delegation vom
Justizministerium auf die Mit-
telbehörden und von dort auf
die örtlichen Behörden.
Das Ganze ist eingebettet in ei-
ne Organisationsentwicklung,
die darauf abzielt, der jeweils
unteren Ebene mehr Eigenver-
antwortung als bisher zu ge-
ben. Von daher hat der Gesetz-
entwurf gute Aussichten, ei-
nen wirksamen Beitrag zu leis-
ten.
Nach der Beratung, die wir
gestern über den Einzelplan
04 geführt haben, bedarf es
nicht mehr großer prognosti-
scher Kraft, um anzunehmen,
dass alsbald der CDU-Abge-
ordnete Biesenbach hier in der
ihm eigenen kräftigen Sprache
das apokalyptische Bild malen
wird, wie dieser Gesetzentwurf
den Strafvollzug in Nordrhein-
Westfalen bedroht.
Meine Damen und Herren, ich
darf Sie beruhigen: Das Ge-
genteil ist der Fall. Dieser Ge-
setzentwurf stärkt den Straf-
vollzug in unserem Lande.
Deshalb gibt es an der gesam-
ten Basis des Strafvollzugs ei-
ne sehr deutliche Zustim-
mung. Das sollte den Landtag
ermutigen, diesen Gesetzent-
wurf nach der gehörigen Bera-
tung im Rechtsausschuss zu
beschließen.
Die vorangegangenen Diskus-
sionen waren − das habe ich
gesagt − sehr ausführlich. Sie
haben u. a. dazu geführt, dass
wir uns in einem ergebnisoffe-

nen Prozess, was den Standort
des neuen Amtes angeht, für
Wuppertal wegen seiner Zen-
tralität entschieden haben.
Wuppertal ist bereits ein aner-
kannter Standort des Justiz-
vollzugs. Wuppertal wurde
aber auch wegen seiner er-
kennbar besseren Erreichbar-
keit für den Öffentlichen Nah-
verkehr und den Privatverkehr
ausgewählt.
Meine Damen und Herren,
Nordrhein-Westfalen braucht
− anders als die anderen Bun-
desländer − eine leistungsfähi-
ge Mittelbehörde auch im
Strafvollzug. Schaffen wir die
Grundlage für eine solche leis-
tungsstarke Mittelbehörde in
diesem Gesetzentwurf! Ich
freue mich auf die Beratungen
im Rechtsausschuss.

(Beifall von SPD und
GRÜNEN)

Präsident Ulrich Schmidt:
Vielen Dank, Herr Justizmi-
nister. − Herr Kollege Körfges,
Sie haben für die SPD-Frakti-
on das Wort.
Hans-Willi Körfges (SPD):
Herr Präsident! Meine Damen
und Herren! Auch wenn ich so-
eben voll Furcht gesehen habe,
dass Kollege Biesenbach wäh-
rend der letzten Wortbeiträge
wie ein Weltmeister geschrie-
ben hat, will ich versuchen,
das hier in der nötigen Kürze
von maximal zwei Minuten
über die Bühne zu bringen.
Ich denke, wir werden im
Rechtsausschuss eine Menge
Gelegenheit haben, uns zu den
streitigen Themen zu dieser
Frage auseinanderzusetzen.

MdL Hans-Willi Körfges (SPD) un-
terstützt das Vorhaben der Lan-
desregierung.

(Beifall bei der SPD)
Wir als SPD-Landtagsfraktion
begrüßen die Absicht der Re-
gierung, auch im Bereich der
Justiz Verwaltungsmoderni-
sierung voranzutreiben.
Die Alternative zu dem, was im
Regierungsentwurf vorge-
schlagen ist, wäre: Es bleibt al-
les beim Alten. Wir stampfen
die gesamte Mittelbehörde ein,
oder aber wir machen eine ein-
heitliche Mittelbehörde.
Wir gehen davon aus, dass die
Möglichkeit, die einheitliche
Mittelbehörde für Nordrhein-
Westfalen zu schaffen, trotz al-
ler Bedenken − auch von Sei-
ten des Personals, auf die wir
sicher in den Beratungen noch
eingehen werden − die sinnvol-
lere Alternative ist.
Ich denke, auch die Standort-
frage muss uns in der Sache
nicht kopfscheu machen. Si-
cher gibt es auch für andere
Standorte in Nordrhein-West-
falen gute Gründe. Aber das,
was zu Wuppertal vorgetragen
worden ist, muss erst einmal
für andere Standorte über-
prüft werden. Ich glaube, es
spricht vieles für den Standort
Wuppertal. Wir werden uns
aber natürlich auch in der Fra-
ge mit den Personalvertrete-
rinnen und Personalvertretern
unterhalten.
Die Zusammenlegung kommt
insbesondere durch die Syner-
gien der Justiz in Nordrhein-
Westfalen insgesamt zugute.
Wir brauchen keine Wasser-
köpfe. Wir brauchen da einen
Vollzug, wo es notwendig ist,
an der Basis. Es geht um zu-
sätzliche Arbeitsmöglichkei-
ten und Arbeitskräfte. Dem
trägt der Entwurf Rechnung. −
Ich bedanke mich für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der SPD)
Präsident Ulrich Schmidt:
Vielen Dank, Kollege Körfges. −
Für die CDU-Fraktion hat der
Abgeordnete Biesenbach das
Wort.

(Johannes Remmel (GRÜ-
NE): Jetzt sind wir aber ge-
spannt!)

Peter Biesenbach (CDU): Herr
Präsident! Verehrte Kollegin-
nen, verehrte Kollegen! Ich bin
es nicht gewohnt und hatte
auch nicht erwartet, freitags
beim letzten Tagesordnungs-
punkt diese Diskussion he-
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Nordrhein-Westfalen
raufbeschwören zu können.
Herr Minister, Sie haben ges-
tern sehr nett gefragt: Wie ist
die Nähe zur Wirklichkeit? −
Das würde ich jetzt gerne zu-
rückgeben. Wir werden abwar-
ten, wie sich das entwickelt.
Herr Körfges, wenn Sie sagen,
Sie sagen lieber wenig dazu, so
kann ich das verstehen. Be-

MdL Peter Biesenbach (CDU) kriti-
sierte die Landesregierung, sie
bringe den Vollzug durch Zer-
schlagung des Verwaltungsauf-
baus zur Unzeit in eine ausweglo-
se Situation und trage damit zur
Destabilisierung und Effizienz-
minderung bei.

zeichnend ist ja auch, dass
heute Sie diese Stellungnahme
abgegeben haben und nicht
Kollege Sichau. Denn dem
könnten wir entgegenhalten,
was er vor wenigen Jahren ge-
sagt hat. Daran hat sich in der
Sache überhaupt nichts geän-
dert.
Was von dieser Vorlage zu hal-
ten ist, habe ich bereits gestern
gesagt. Wegen der Kürze der
Zeit nur wenige Wiederholun-
gen. Die Vorlage ist unausge-
reift, und sie ist inhaltlich und
sachlich teilweise schlicht
falsch. Wir werden, wenn das
hier noch einmal im Parlament
zu diskutieren ist, mehr Zeit
haben, um das deutlich zu ma-
chen. Das gilt auch für die ent-
sprechende Diskussion im
Ausschuss.
Aber an einigen Ecken lässt
sich deutlich machen, warum
ich diese These heute so stark
vertreten kann. Wir lesen im
Gesetzentwurf unter Punkt A −
Problem -:

„Im nordrhein-westfäli-
schen Justizvollzug ist die
derzeitige Struktur mit zwei
Mittelbehörden in Köln und
in Hamm auch unter Be-
rücksichtigung des weit
fortgeschrittenen Organi-

sationsentwicklungspro-
zesses überholt.“

Aus Expertenkreisen, Herr Mi-
nister, folgt Ihnen bei dieser
Ansicht niemand freiwillig.
Sachkenner bezeichnen die
Vorlage inhaltlich teilweise als
Frechheit. Selbst der auserko-
rene Präsident des neuen Am-
tes distanziert sich zum jetzi-
gen Zeitpunkt deutlich von Ih-
rem Vorhaben.

(Zuruf von der CDU: Hört!
Hört!)

Ich darf aus einem Schreiben
von Herrn Hübner, dem Präsi-
denten des Justizvollzugsam-
tes Westfalen-Lippe vom 30.
November 2001 an Sie zitieren:

„Insbesondere die Erwar-
tung, dass das neue Amt als
aufsuchende Behörde eine
weitaus intensivere Betreu-
ung und Beratung der
nachgeordneten Justizvoll-
zugseinrichtungen vor Ort
als bisher übernehmen
soll, wurde von den Be-
diensteten kritisch hinter-
fragt.“
(Justizminister Jochen
Dieckmann: Den eigenen!)

Die Mitarbeiter des jetzigen
Justizvollzugsamtes, die wei-
ter mitmachen sollen, hinter-
fragen kritisch.
In diesem Schreiben heißt es
weiter:

„Dieses in der vorgesehe-
nen Aufbauorganisation
bereits umgesetzte Reform-
ziel wird von den zukünfti-
gen Mitarbeitern des neuen
Amtes zwar grundsätzlich
eindeutig unterstützt, die
für seine Umsetzung vorge-
sehenen Rahmenbedin-
gungen werden aber ... als
unzureichend erlebt.“
Ich zitiere weiter:

„Die neue Aufgabe der Mittel-
behörde hätte wegen der damit
verbundenen größeren Orts-
nähe eine eher noch stärkere
Dezentralisierung der Voll-
zugsorganisation als bisher
nahegelegt.“
Wer dieses Schreiben wenige
Tage vor der Diskussion in die-
sem Parlament erhält und das
von demjenigen, der auserko-
ren ist, der neue Chef dieser
Behörde zu werden, muss sich
fragen: Wie groß müssen die
Sorgen all derjenigen sein, die
sich nicht trauen, den Mund
aufzumachen?

(Beifall bei der CDU − Bra-
vo-Rufe von der CDU)

Hochrangige Fachkenner − wir
werden sie zu hören bekom-

men − sagen simpel: Mit der
Zusammenlegung zum jetzi-
gen Zeitpunkt wird der Straf-
vollzug in Nordrhein-Westfa-
len um drei Jahre zurückge-
worfen.

(Zuruf von der CDU:
Unglaublich!)

Bestätigt wird das durch die
von Ihnen selbst, Herr Minis-
ter, im Juni 1999 eingesetzte
ministerielle Arbeitsgruppe
Vollzugsämter.
In der Niederschrift der Ar-
beitsgruppe vom 4. August
1999 wird festgehalten:

„Eine solche Aufgabe zu be-
wältigen, ist angesichts der
vielgestaltigen Vollzugsor-
ganisation in Nordrhein-
Westfalen mit 38 Justizvoll-
zugsanstalten zurzeit von
fast 19.000 Gefangenen“

- jährlich durchlaufen aller-
dings ca. 50.000 Gefangene
die Anstalten -

„und über 8.000 Bedienste-
ten von einer Mittelbehörde
aus sehr schwer.“

Ohne deutlich Personalver-
stärkung − Sie wollen eine Kür-
zung − würde es bei mehreren
schwerwiegenden Ereignissen
in beiden Landesteilen
zwangsläufig zu einer Zersplit-
terung der Ressourcen einer
zentralen Mittelbehörde kom-
men. Dieser Zustand, den Sie
wollen, würde zu einer Schwä-
chung der Effizienz des Vollzu-
ges führen, der besonders in
Krisenzeiten schwer wiegt.
Sie haben eben deutlich ge-
macht, Sie wollten dem durch
mehr Eigenverantwortung auf
der unteren Ebene entgegen-
kommen. 
Dazu hat sich diese Kommissi-
on geäußert und sie kommt zu
dem Ergebnis, dass die untere
Ebene erst in die Lage versetzt
werden muss. Sie muss quali-
fiziert werden. Das kann in den
nächsten fünf bis sechs Jah-
ren geschehen. Die Arbeits-
gruppe hat vorgeschlagen,
2005/2006 erneut zu über-
prüfen, ob die Zeit reif ist für
die Zusammenlegung.
Mit diesen Gründen haben Sie
1996, als die CDU die Zusam-
menlegung infolge des Kien-
baum-Gutachtens wollte, ab-
gelehnt.

(Justizminister Jochen
Dieckmann: Aha!)

- Sie kennen die Gründe. − Die-
se Gründe haben auch 1999
dazu geführt, dass die Zu-
sammenlegung abgewiesen
wurde. Es hieß, wir prüfen
2006 neu. 

(Zuruf von Johannes Rem-
mel (GRÜNE)

- Herr Remmel, daran hat sich
nichts geändert, und es gibt
keinen sachlichen Grund für
die Zusammenlegung. Das
Hobby des Herrn Vesper, ges-
tern ausgedrückt, ist es, sich
alleine durchgesetzt zu ha-
ben.

(Lachen von Justizminister
Jochen Dieckmann)

Herr Minister, wir hätten uns
gewünscht, Sie hätten sich da-
gegen wesentlich stärker ge-
wehrt.

(Beifall bei der CDU)
Ich wurde von Fraktionsmit-
gliedern gefragt, ob ich ein Ohr
am Kabinettstisch hätte. Auf
meine Rückfrage, ob die Aus-
sagen falsch sind, wurde be-
redt geschwiegen. Erzählen
Sie uns doch hier keine Mär-
chen! Die Gründe gelten wei-
ter. In drei bis vier Jahren wird
auch die CDU gerne bereit
sein, diese Frage zu diskutie-
ren.
Heute sagen 50 % der betroffe-
nen Anstalten: Wir sind noch
nicht so weit, wir brauchen
stärkere Begleitung. Wer diese
Begleitung nicht gibt, wer dem
Hobby des Herrn Vesper folgt,
gefährdet den Strafvollzug in
Nordrhein-Westfalen. Deswe-
gen werden wir im Rechtsaus-
schuss und im Plenum mit Ex-
perten diese Frage intensiv
weiter diskutieren und die
Schwächen entsprechend auf-
decken. Wir können uns auf
die nächste Debatte freuen.
Dann werden wir auch Zeit ge-
nug haben, all die Fragen zu
diskutieren.

(Beifall bei CDU und FDP −
Brigitte Speth (SPD): 
Wir haben Zeit genug!)

Präsident Ulrich Schmidt:
Vielen Dank, Herr Biesenbach.
− Für die FDP-Fraktion hat der
Herr Abgeordnete Söffing das
Wort.

(Justizminister Jochen
Dieckmann. Jetzt wird es
seriös)

Jan Söffing (FDP): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Her-
ren! Die grundlegende Moder-
nisierung der öffentlichen Ver-
waltung bildet nach Überein-
stimmung der großen politi-
schen Parteien in Bund und
Ländern eine entscheidende
Zukunftsaufgabe. Blickt man
aber auf entsprechende Be-
mühungen der Gebietskörper-
schaften, wird das Missver-
hältnis von Ankündigung und
Ertrag deutlich. Die Grund-
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MdL Jan Söffing (FDP) signalisierte
Verständnis für die Schaffung ei-
nes Landesjustizvollzugsamtes,
bezweifelte jedoch gleichzeitig
die Erreichbarkeit der avisierten
Synergieeffekte durch frei wer-
dende Kapazitäten.

übel des Wachstums, der Ver-
flechtung und der Spezialisie-
rung des öffentlichen Sektors
haben auch in der nordrhein-
westfälischen Landesverwal-
tung ihren Niederschlag ge-
funden. 
Diese Feststellungen, meine
Damen und Herren, stammen
aus dem Gutachten von Prof.
Hesse zur Regierungs- und
Verwaltungsreform in Nord-
rhein-Westfalen.
Der heute vorgelegte Gesetz-
entwurf ist ein richtiger und
wichtiger Schritt in die Rich-
tung, die wir einschlagen müs-
sen. Wir müssen zu einer Ver-
schlankung der Verwaltung
kommen. Hierbei unterstüt-
zen wir Sie als FDP-Landtags-
fraktion. Daran soll kein Zwei-
fel aufkommen. Dies vorweg
geschickt.
Zu den Inhalten: Richtig ist,
dass die strategisch-politische
Planung im Ministerium ange-
siedelt ist, aber auch nur die
strategisch-politische Pla-
nung. Das operative Geschäft
gehört, wie es in der Vergan-
genheit war, in die Vollzugs-
ämter und wird die zentrale
Aufgabe sein, die demnächst
ein einheitliches Vollzugsamt

− wenn es dazu kommt − wird
wahrnehmen müssen. Dieses
einheitliche Vollzugsamt wird
dann mit dem operativen Ge-
schäft betraut, auch als
Dienstleister für den nachge-
ordneten Bereich.
Es ist wichtig, dass heute von
hier die Botschaft ausgeht,
dass es bei der einheitlichen
Mittelbehörde bleibt; denn das
war die große Sorge der Be-
diensteten bei den Gesprächen

gewesen, die wir in der Vergan-
genheit geführt hatten.
Wenn es in diese Richtung
geht, wird ein einheitliches
Landesjustizvollzugsamt un-
sere Unterstützung haben.
Hierbei geht es darum, Verant-
wortung in den nachgeordne-
ten Bereich zu delegieren, vor
Ort, wo sie hingehört.
Ob aber durch die Zusammen-
legung der beiden Justizvoll-
zugsämter wirklich − wie es im
Gesetzentwurf erwähnt ist −
Synergieeffekte durch frei wer-
dende Kapazitäten, die dem
Justizvollzug an anderer Stelle
zukommen sollen, entstehen,
vermag ich derzeit noch nicht
abschließend zu beurteilen.
Diese Frage werden wir sicher-
lich anhand der geplanten Or-
ganisationsstruktur der neu-
en Behörde im Rechtaus-
schuss eingehend diskutieren.
Dem Überweisungsantrag
stimmen wir selbstverständ-
lich zu.

(Beifall bei der FDP)
Präsident Ulrich Schmidt:
Danke schön, Kollege Söffing.
− Für Bündnis 90/Die Grünen
hat Frau Haussmann das
Wort.
Sybille Haussmann (GRÜNE):
Guten Abend, Herr Präsident!
Guten Abend, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die noch
hier sind! Damit komme ich
gleich zu meiner ersten Vorbe-
merkung. Herr Biesenbach
hat gestern beklagt, dass die-
ser Tagesordnungspunkt für
die Regierungskoalition so un-
wichtig sei, dass er hier so spät
behandelt wird. Ich muss aber
feststellen, dass in Ihrer Frak-
tion dieser Tagesordnungs-
punkt auch nicht besonders
wichtig genommen wird; sonst
säßen hier vielleicht ein paar
mehr als diese 10 oder 12 Leu-
te.

(Beifall bei den GRÜNEN −
Zurufe von der FDP − 
Gegenrufe von SPD und
GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, vielleicht bitte noch zwei
Minuten Aufmerksamkeit
auch für meine Rede.
Die beiden nordrhein-westfäli-
schen Justizvollzugsämter ha-
ben sich in den vergangenen
Jahren einem enormen Wand-
lungsprozess unterzogen. Sie
haben sich von einer verwal-
tenden Behörde zu einem
Dienstleister für die Justizvoll-
zugsanstalten im Lande entwi-
ckelt. Und nun kommt der
nächste konsequente Schritt
in diesem Prozess.

MdL Sybille Haussmann (Bündnis
’90/Die Grünen) sieht in der Ver-
schmelzung der beiden Vollzugs-
ämter zu einer Behörde mit lan-
desweiter Zuständigkeit einen
konsequenten Schritt des eingelei-
teten Wandlungsprozesses.

Bürokratie abbauen ist seit je-
her zentrales grünes Anliegen.

(Lachen bei der CDU)
Die Zusammenlegung der Jus-
tizvollzugsämter soll das Ver-
waltungshandeln in der Justiz
effizienter gestalten und Perso-
nalressourcen dorthin vertei-
len, wo sie tatsächlich ge-
braucht werden, nämlich bei
den Justizvollzugsanstalten.
In vielen Gesprächen mit Per-
sonalvertretern sind uns im-
mer wieder die gleichen Argu-
mente entgegengehalten wor-
den, die gegen ein einzelnes
Justizvollzugsamt sprechen
sollten: zu weite Anfahrtswege,
zu wenig Kontakt zu den An-
stalten, zu wenig Personal, um

Beratungsaufgaben gegen-
über den Anstaltsleitern wahr-
zunehmen usw.. Diese Argu-
mente sind aber nur dann
stichhaltig, wenn man von den
alten Führungsstrukturen
ausgeht, wo jeder erst einmal
ins Amt fährt, seine Post
durchguckt und sich dann in
die jeweilige Vollzugsanstalt
aufmacht. Wenn man mit mo-
dernen Personalmanagement-
methoden − mit Telearbeit, mit
den Möglichkeiten, von zu
Hause aus die Anstalten auf-
zusuchen, die in der Nähe des
Wohnorts liegen − an die Sache
herangeht, dann sieht das
schon sehr viel anders aus.
Meine Damen und Herren, ge-
nau diese modernen Personal-
managementbereiche sind in
vielen Verwaltungen schon
eingeführt, sind in modernen
Wirtschaftsbetrieben gang
und gäbe, und ich wünsche
mir das auch für das Justiz-
vollzugsamt im Land Nord-
rhein-Westfalen.
Der Justizminister ist hier ei-
nen mutigen Schritt gegangen.
Die grüne Landtagsfraktion
unterstützt ihn darin. Aber wir
erwarten von ihm auch die not-
wendigen Reformschritte im
Personalmanagement und in
der Personalführung und ge-
gebenenfalls auch im Reise-
kostengesetz. Nur so können
die vorgesehenen Einsparef-
fekte erzielt werden, ohne die
Qualität der Arbeit der Justiz-
vollzugsämter zu schmälern.
Ich bin gespannt, wie die Dis-
kussion im Ausschuss weiter-

Das Gebäude des ehemaligen Amtsgerichts an der Wuppertaler Sedan-
straße soll künftig das Domizil für ein zentrales Landesjustizvollzugsamt
werden.
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Rückansicht des alten Amtsgerichtsgebäudes mit ehemaligem Gerichts-
gefängnis (li.).

Eine erhaltenswerte Fassade allein ist kein ausreichender Grund für eine
Standortwahl, die durch die Betroffenen scharf kritisiert wird. 

geht, und danke für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN
und einzelnen Abgeordne-
ten von der SPD)

Präsident Ulrich Schmidt:
Vielen Dank, Frau Hauss-
mann − Der Herr Justizminis-
ter hat sich noch zu Wort ge-
meldet. Bitte schön.

Jochen Dieckmann, Justiz-
minister: Herr Präsident! Mei-
ne Damen und Herren, es
lohnt sich immer, etwas Zeit
aufzubewahren, damit man
gewisse Einlassungen von
Herrn Biesenbach korrigieren
kann. Er war ja erkennbar un-
ter Druck. Aber das ist keine
Rechtfertigung, wichtige Infor-
mationen vorzuenthalten.
In dem Brief, den Sie zitieren,
lieber Herr Abgeordneter Bie-
senbach, berichtet der Präsi-
dent des Landesvollzugsamtes
Westfalen-Lippe über Stim-
mung und Ergebnisse einer
Personalversammlung im
Amt. Das ist keine Identifizie-
rung, die der Präsident da vor-
nimmt. Das Gegenteil ist der
Fall.
Lassen Sie mich in aller Kürze
sagen, damit Sie jetzt nicht
mutmaßen müssen, was am
Kabinettstisch besprochen
wird − ich habe den Eindruck,
dass Ihr Ohr da noch entwick-
lungsbedürftig ist −, dass der
Kollege Vesper in keiner Weise
Einfluss darauf genommen
hat.
Der entscheidende Punkt −
und deshalb ist es mir sehr
lieb, dass Sie 1996 erwähnt
haben −: Das Thema ist sehr
alt, und wir müssen jetzt Klar-
heit darüber schaffen. Ich ha-
be mich davon überzeugt − mit
der deutlichen Mehrheit der

Praxis −, dass seit 1999 erheb-
liche Fortschritte in der Orga-
nisationsentwicklung ge-
macht worden sind. Deshalb
ist das jetzt der richtige Zeit-
punkt.
Ich bemühe mich, relativ viel in
den Justizvollzugsanstalten
herumzukommen. Ich habe in
weniger als drei Jahren die
Mehrheit der Vollzugsanstal-
ten schon besucht und habe
noch keinen örtlichen Perso-
nalrat gefunden, der es nicht
begrüßt hätte, als ich gesagt
habe: Wir denken darüber
nach, die Vollzugsämter zu-
sammenzulegen. Es gibt eine
deutliche Stimmung. Lassen
Sie sich nicht nur von den Be-
rufsorganisationen unterrich-
ten, meine Damen und Herren
von der CDU-Fraktion, son-
dern hören Sie auf die Prakti-
kerinnen und Praktiker, die
Männer und Frauen, die unter
sehr schwierigen Arbeitsbe-
dingungen, aber mit großem
Engagement dafür sorgen,
dass wir auch diesen Teil der
inneren Sicherheit gut darstel-
len können.
Ich glaube, wir leisten einen
wichtigen Beitrag dafür, dass
hier Personalkraft frei wird.
Das werde ich Ihnen im
Rechtsausschuss im Einzel-
nen vorrechnen. Das kommt
dann der alltäglichen Arbeit in
den Vollzugsanstalten unseres
Landes zugute.
Präsident Ulrich Schmidt:
Herr Justizminister, ich wollte
Sie gerade fragen, ob Sie eine
Zwischenfrage beantworten.
Aber vielleicht beantworten Sie
noch eine Endfrage von Herrn
Biesenbach. Ich wollte Sie
nicht unterbrechen.
Jochen Dieckmann, Justiz-
minister: Eine Nachfrage, weil

Sie es sind; aber den Ärger be-
kommen Sie mit dem Plenum.
Präsident Ulrich Schmidt:
Also die Endfrage. Sie haben ja
auch noch eine Minute. Bitte
schön.
Peter Biesenbach (CDU): Herr
Minister, einverstanden, dass
die Zitate von Mitarbeitern des
Justizvollzugsamtes waren.
Das ist die Praxis für uns.
Stimmen Sie mir denn zu, dass
auf der Seite 3 dieses Briefes
steht: „Dieses Vorbringen der
Mitarbeiter wird von mir
grundsätzlich unterstützt“? −
Und das ist von Herrn Hübner.
Präsident Ulrich Schmidt:
Herr Minister!
Jochen Dieckmann, Justiz-
minister: Das mag so sein. Für
mich ist das entscheidend,
was mir der Präsident unmit-
telbar erklärt. Grundsätzlich
ist das ein Prüfstand. Ich habe
Ihnen schon bei früheren Dis-
kussionen, Herr Biesenbach,
gesagt: Messen wir den Vor-
schlag an dem, was er für die

Praxis bedeutet. Ich bin sicher,
dass er alle diese Fragen be-
steht. 
Wir haben uns diese Fragen
selber gestellt, wir haben sie
nach gründlicher Prüfung
rundherum positiv beantwor-
tet, und ich bin sicher, dass
das auch das Ergebnis der Be-
ratungen im Rechtsausschuss
sein wird.

(Beifall bei SPD und 
GRÜNEN)

Bei der anschließenden Ab-
stimmung beschloss der
Landtag einstimmig, den Ge-
setzentwurf zur Beratung an
den Rechtsausschuss zu
überweisen. Dem Verneh-
men nach soll seitens der
CDU-Fraktion die Durchfüh-
rung einer öffentlichen Ex-
pertenanhörung erwogen
werden. Die Entscheidung,
ob eine Expertenanhörung
zur Grundlage der Beratun-
gen im Rechtsausschuss ge-
macht werden soll, wird am
30. Januar 2002 fallen. 

Kleine Weisheiten
Die Anzahl unserer Neider bestätigt unsere Fähigkeiten.
Oskar Wilde, engl. Schriftsteller, 1854 − 1900

❊
Exklusivität ist ein Charakteristikum, das den Neureichen, der
High-Society und dem Stinktier eigen ist.
Austin O’Malley, amerik. Schriftsteller, 1914 − 1974

❊
Beleidigungen sind die Argumente jener, die über keine 
Argumente verfügen.
Jean-Jacques Rousseau, fr. Philosoph, 1712 − 1778

❊
Wenn man zwei Stunden mit einem netten Mädchen zusam-
mensitzt, meint man, es wäre eine Minute. Sitzt man jedoch 
eine Minute auf einem heißen Ofen, meint man, es wären zwei
Stunden. Das ist Relativität.
Albert Einstein, dt. Physiker, 1879-1955
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Destabilisierung des Strafvollzuges
droht − Innere Sicherheit gefährdet!
von Wilhelm Bokermann

Mit Erlass vom 29. November 2001 (II. 7 − 02.01.05.02) hat Ministerpräsident Wolfgang Clement dem Prä-
sidenten des Landtags den von der Landesregierung beschlossenen Entwurf eines Gesetzes über die Errich-
tung des Landesjustizvollzugsamtes Nordrhein-Westfalen (Landesjustizvollzugsamtsgesetz − LJVAG) zur Be-
schlussfassung durch den Landtag zugeleitet. Was bringt dieses Gesetz dem Vollzug, den Kolleginnen und
Kollegen sowie dem Steuerzahler? Den Fragen soll aus der Sicht der Beteiligten und Betroffenen nachgegan-
gen werden.

Aussagen der Landesregierung
Zur Begründung für diesen
nunmehr im zweiten (!) Anlauf
eingebrachten Gesetzentwurf,
das Kabinett hatte bereits am
15. Juni 1999 aufgrund einer
Vorlage des Justizministeri-
ums vom 2. Juni 1999 einen
entsprechenden Vorstoß unter
Federführung des damals ge-
rade drei Monate im Amt be-
findlichen Justizministers Jo-
chen Dieckmann unternom-
men, wird u.a. ausgeführt,
dass „die derzeitige Struktur
mit zwei Mittelbehörden in
Köln und Hamm auch unter
Berücksichtigung des weit
fortgeschrittenen Organisati-
onsentwicklungsprozesses
überholt“ sei.
Die neue Mittelinstanz mit Sitz
in Wuppertal soll nach Auffas-
sung des federführenden Jus-
tizministeriums „Sach- und
Fachkompetenzen bündeln,
Entscheidungsprozesse ver-
kürzen und Abstimmungs-
und Koordinierungsbedarf
verringern“, einhergehend mit
der Schaffung landesweit ein-
heitlicher Maßstäbe und Si-
cherstellung einer einheitli-
chen Entscheidungspraxis.
„Die durch Synergieeffekte frei

werdenden Kapazitäten sollen
dem nordrhein-westfälischen
Justizvollzug an anderer Stelle
zugute kommen“.
Die Kosten für dieses Vorha-
ben? Laut Landtagsdrucksa-
che 13/1846 vom 12. Dezem-
ber 2001 verursacht die Zu-
sammenlegung der beiden
Justizvollzugsämter zu einer
zentralen Mittelbehörde keine
zusätzlichen Kosten.
Natürlich hat das für dieses
Vorhaben verantwortliche
Justizministerium auch an Al-
ternativen gedacht, zumindest
an eine, nämlich die völlige Ab-
schaffung der Mittelinstanz im
Strafvollzug des Landes NRW.
Ein solches Vorgehen mache
jedoch die Verlagerung der Ko-
ordinierungs- und Betreu-
ungsaufgaben und die weit
verzweigte Infrastruktur für
die gesamten 38 Vollzugsein-
richtungen und 5 Jugendar-
restanstalten sowie die Zahl
von ca. 8.500 Beschäftigten in
das Justizministerium erfor-
derlich, was aber im Wider-
spruch zu den Grundprinzi-
pien der Verwaltungsmoderni-
sierung stünde.

Erkenntnisse der 99er 
Arbeitsgruppe „Vollzugsämter“

Wilhelm Bokermann

Bereits in ihrem Abschlussbe-
richt vom 4. August 1999 hat
die Arbeitsgruppe „Vollzugs-
ämter“, der neben dem Abtei-
lungsleiter IV (Strafvollzug)
u.a. auch die Präsidenten der
beiden Vollzugsämter Westfa-
len-Lippe und Rheinland an-
gehörten, festgestellt, dass ei-
ne Zusammenlegung (beider
Vollzugsämter) in absehbarer
Zeit eine erhebliche Beein-
trächtigung des Organisati-
onsentwicklungsprozesses −
wenn nicht gar dessen Still-
stand − zur Folge hätte. „Es
steht insbesondere zu be-
fürchten“, so stellten die Voll-

zugspraktiker damals bereits
fest, „dass der Vorgang der Ab-
nabelung der Anstalten von
den Justizvollzugsämtern im
Rahmen der fortschreitenden
Flexibilisierung und Budgetie-
rung Schaden nimmt, weil bei
einer kurzfristig (etwa 1-2 Jah-
re) zu vollziehenden Fusion der
Ämter die Energien der Mitar-
beiter der beiden Behörden in
ihrer Funktion als ’Trainee’ im
Umgestaltungsprozess der
Anstalten beeinträchtigt und
auf jenen Prozess der fusions-
bedingten Selbst-Reorganisa-
tion umgelenkt und gebunden
würden. Es spricht deshalb

viel dafür, zumindest bis zum
Abschluss dieses Prozesses,
an dessen Ende in mehreren

Jahren flächendeckend ein
wirksames Verwaltungscon-
trolling, dezentrale Strukturen
der Ressourcenverantwortung
einschließlich Budgetierung
aufgebaut sein werden, die Zu-
sammenlegung der beiden
Justizvollzugsämter zurück-
zustellen.“ Dabei bestand un-
ter den Vollzugsinsidern Einig-
keit darüber, dass dieser Zeit-
punkt frühestens 2005/2006
erreicht sein könne.
Auch sollte nach den Vorstel-
lungen der Arbeitsgruppe die
Delegation in Personalangele-
genheiten bereits im Jahre
2000 (!) abgeschlossen sein,
einhergehend mit der Feststel-
lung, dass die Erweiterung der
Zuständigkeiten der Justiz-
vollzugsanstalten insoweit
über einen längeren Zeitraum,
und zwar über 2000 hinaus,
der fachlichen Begleitung und
Beratung bedürfe. 
Große Sorge bereitete den Voll-
zugspraktikern die Gefahr ei-
ner Zersplitterung der Res-
sourcen einer zentralen Mittel-
behörde bei mehreren schwer-
wiegenden vollzuglichen Er-
eignissen, wie das gerade 1999
mehrfach der Fall war. Eine
solche Situation führe zwangs-
läufig zu einer Schwächung
der Effizienz des Vollzuges,
was besonders in Krisenzeiten
schwer wiege.

Einschätzungen
der Vollzugspraxis
Justizminister Jochen Dieck-
mann, der sich gern mit den
Attributen des Verwaltungs-
modernisierers schmückt und
dabei die „lernende“ Verwal-
tung häufig ins Feld führt,
zeigt offenkundig wenig Bereit-
schaft, sich am Machbaren
orientieren und/oder aus Feh-
lern lernen zu wollen.
So hat bis heute die Delegation
von Personalangelegenheiten
auf die unteren Ebenen u.a.
deshalb nicht erfolgen kön-
nen, weil es gerade die Voll-
zugsanstalten sind, bei denen
ein erheblicher Personalabbau
im Bereich der Verwaltungen
stattgefunden hat und noch
immer stattfindet (Erwirt-
schaftung von kw-Vermerken
nach Maßgabe des umstritte-
nen Kienbaum-Gutachtens
von 1994). Das zuvor Gesagte
gilt gleichermaßen für die De-
legation von Aufgaben aus den
Bereichen Haushalts- und Be-
schaffungswesen. Die Einbe-
ziehung von Kräften des ohne-
hin überlasteten allgemeinen

Vollzugsdienstes in die Erledi-
gung von Verwaltungsaufga-
ben ist die leider logische Kon-
sequenz in vielen Vollzugsan-
stalten des Landes. Folglich
wird Arbeitskraft aus dem Be-
handlungsbereich mit allen
negativen Folgen für die Effi-
zienz des Vollzuges gebunden.
Dass die Schaffung eines zen-
tralen Landesjustizvollzugs-
amtes bei schwerwiegenden
vollzuglichen Ereignissen in
beiden Landesteilen zu einer
Zersplitterung der Ressourcen
eben dieser zentralen Mittelbe-
hörde führen wird, hat bereits
der rechtspolitische Sprecher
der SPD-Landtagsfraktion,
MdL Frank Sichau, im zu-
rückliegenden Jahr erkannt
und zur Abwendung solcher
Risiken alternativ die Einrich-
tung zweier vollzuglicher De-
pendancen empfohlen. Auch,
um eine möglichst zeitnahe
und sachgerechte − die Ver-
hältnisse vor Ort berücksichti-
gende − Bearbeitung von Ein-
gaben der Gefangenen und
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dergleichen gewährleisten zu
können.
Und nun zur Kostenfrage!
Nach vorliegenden Informatio-
nen belaufen sich allein die
Umbaukosten für das Wup-
pertaler Gerichtsgebäude an
der Sedanstraße einschließ-
lich des vormaligen Gerichts-
gefängnisses auf rd. 13,5 Mio.
EUR. Von den Haushaltsmit-
teln für die absehbare Gewäh-

rung von Reisekosten und
Auslagenersatz für das Zu-
rücklegen weiterer Wegstre-
cken der betroffenen Beschäf-
tigten ganz zu schweigen. Trotz
des noch nicht abgeschlosse-
nen Gesetzgebungsverfahrens
wird die Planung für diese Um-
baumaßnahme durch den
Bau- und Liegenschaftsbe-
trieb (BLB) mit Hochdruck wei-
tergeführt. 

Befürchtungen der Betroffenen
Die Beschäftigten der noch
zwei Mittelbehörden sehen
sich ebenso wie die der Voll-
zugsanstalten zum Teil kaum
lösbaren Problemstellungen
gegenüber. Wie sollen sie − oh-
ne dass die Rahmenbedingun-
gen dafür erfüllt sind − aus der
Funktion des neuen Amtes
stärker als bisher als „aufsu-
chende“ Behörde eine weitaus
intensivere Betreuung und Be-
ratung der nachgeordneten
Vollzugsanstalten vor Ort
übernehmen? Zutreffend ge-
hen die Beschäftigten der bei-

den Mittelbehörden von der
Erkenntnis aus, dass die neu-
en Aufgaben der Landesmittel-
behörde, die eine weitaus grö-
ßere Ortsnähe erfordern, eher
eine stärkere Dezentralisie-
rung der Vollzugsorganisati-
on als bisher erfordern wür-
den! Ganz abgesehen von den
mit dem neuen Standort Wup-
pertal zu erwartenden realen
Zeit- und damit auch Einkom-
mensverlusten, insbesondere
für die Beschäftigten der bis-
herigen Hammer Mittelbehör-
de.

Manipulationsgröße Personal?
Was die Mär von dem durch
Zusammenlegung einzuspa-
renden Personal sowie dessen
Verwendung angeht, sträuben
sich Insidern sprichwörtlich
die Haare. 
Um dem Gesetzgeber ein per-
sonelles Einsparpotenzial vor-
zeigen zu können, ist beab-
sichtigt, ganze Bereiche − wie
z.B. ADV, kriminologischer
Dienst − aus den Ämtern in die
Vollzugsanstalten, z.B. in den
Dienstwohnungsbereich der
JVA Köln, auszu-
gliedern, damit das Zahlen-
spiel passt. 
Aus dem Justizministerium
war zu diesen Rechenkünsten
ergänzend zu vernehmen,
dass, wenn der Minister das
Landesjustizvollzugsamt mit
nur 70 Beschäftigten ausge-
stattet wissen wolle, auch da-
für eine passende Berechnung
vorgenommen werden könne.
Aus einem Vollzugsamt war im
übrigen zu hören, dass den
Wünschen der Beschäftigten,

die um eine Versetzung an eine
Justizvollzugsanstalt gebeten
haben, zwar grundsätzlich
entsprochen worden ist, indes
mit der Maßgabe, sofort wieder
nach dort abgeordnet zu wer-
den, „da der Laden dort sonst
nicht laufen könne“. Dem ist
kaum etwas hinzuzufügen.
Bleibt zu wünschen, dass die
Damen und Herren Abgeord-
neten des Landtages NRW,
die seitens der Gewerk-
schaft Strafvollzug bereits
durch das an den Landtags-
präsidenten gerichtete
Schreiben vom 28. August
2001 umfassend unterrich-
tet worden sind, das Vorha-
ben der Landesregierung ei-
ner kritischen Prüfung zu-
führen; andernfalls ist eine
Destabilisierung des Straf-
vollzuges als Folge übereilter
Schritte zu befürchten, ver-
bunden mit entsprechenden
negativen Auswirkungen für
die Innere Sicherheit unse-
res Landes!

Wilhelm Bokermann in den Ruhestand verabschiedet

Die Zeit schlägt jeden!

Klaus Hübner (re.), Präsident des Justizvollzugsamts Westfalen-Lippe,
wünscht Wilhelm Bokermann (li.) einen nicht zu unsteten Ruhestand.

Am 19. Dezember 2001 hatte sich eine illustre Gesellschaft in der JVA
Bielefeld-Senne versammelt, um Wilhelm Bokermann in den verdien-
ten Ruhestand zu verabschieden. Wenige Wochen nach der Nieder-
legung des BSBD-Landesvorsitzes schied der Gewerkschafter aus Ge-
sundheitsgründen auch aus dem aktiven Berufsleben aus. Nach fast
25-jährigem Wirken als Verwaltungsleiter und annähernd sieben Jah-
ren an der Spitze des BSBD-Landesverbandes fiel Bokermann der Ab-
schied von den Kolleginnen und Kollegen, Freunden und Wegbeglei-
tern sichtlich schwer. „Im Laufe der Zeit haben sich Vertrautheit, Ver-
bundenheit und Freundschaft entwickelt, das schüttelt man nicht von
einem Tag auf den anderen ab“, sprach Wehmut aus den Abschieds-
worten Bokermanns.

Klaus Hübner, Präsident des
Justizvollzugsamts Westfalen-
Lippe, hatte es sich nicht neh-
men lassen, dem scheidenden
Beamten persönlich die Ur-
kunde über die Versetzung in
den Ruhestand auszuhändi-
gen. Er charakterisierte Bo-
kermann als einen Mann des
offenen Wortes, mit dem der
Meinungsaustausch über voll-
zugliche Entwicklungen und
gewerkschaftliche Vorstellun-
gen erkenntnisreich und
fruchtbar gewesen sei. Beson-
ders geschätzt habe er, dass
vertrauliche Gesprächsinhalte
auch vertraulich behandelt
worden seien. Bokermann, so
Hübner, habe sich um den
Strafvollzug in Nordrhein-
Westfalen verdient gemacht
und für dessen Beschäftigte ei-

niges bewegt und bewirkt.
„Auch wenn Sie jetzt in den Ru-
hestand treten, dürften Rast-
losigkeit und Inaktivität
Fremdwörter für Sie sein. Ach-
ten Sie aber mehr auf sich“,
war der gut gemeinte Rat des
Präsidenten.
Der stellvertretende BSBD-
Landesvorsitzende, Fried-
helm Sanker, ließ noch einmal
die wichtigsten Erfolge des
scheidenden Vollblut-Gewerk-
schafters Revue passieren. Er
erinnerte an die Durchsetzung
der Übernahme von 390 ge-
prüften Beamtenanwärtern in
ein Probebeamtenverhältnis
und an die mit einem großen
Kraftakt verhinderte Teilpriva-
tisierung vollzuglicher Aufga-
ben im offenen Vollzug ebenso
wie an die Verbesserung der

Besoldungsstrukturen für die
Laufbahnen des allgemeinen
Vollzugsdienstes, des Werk-
dienstes und des gehobenen
Vollzugs- und Verwaltungs-
dienstes. „Mit diesen für eine
kleine Fachgewerkschaft he-
rausragenden Erfolgen ist der
Name Wilhelm Bokermann
untrennbar verbunden“, lobte
Sanker seinen Mitkämpfer
und Freund. Kennzeichnend
für das ehrenamtliche Engage-
ment Bokermanns im BSBD
seien Zielstrebigkeit, Aufrich-
tigkeit, fachliche Kompetenz

und das hohe Maß an Durch-
setzungsfähigkeit, mit dem er
gewerkschaftliche Vorstellun-
gen realisiert habe“, würdigte
Sanker die großen Verdienste
Bokermanns um die Vertre-
tung der Interessen der Straf-
vollzugsbediensteten. 
Klaus Jäkel, Nachfolger Bo-
kermanns im Amt des BSBD-
Landesvorsitzenden, betonte
den liebenswürdigen Charak-
ter des scheidenden Beamten.
„Sie waren ein sympathischer
Kollege zum Anfassen, der für
jeden ein offenes Ohr hatte. Es
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Von den engsten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern fällt der Abschied
besonders schwer. Von links im Bild: Volker Strohmeyer, Wilhelm Boker-
mann, Sabine Alper und Klaus Jäkel.

nötigt den Kolleginnen und
Kollegen Achtung ab, dass Sie
ein Mensch wie Du und Ich ge-
blieben sind und auch für die
alltäglichen Dinge des Lebens
jederzeit ansprechbar waren.
Hierfür habe ich im Namen der
Kolleginnen und Kollegen der
JVA Bielefeld-Senne Dank ab-
zustatten“. 
Reina Blikslager, stellvertre-
tende Leiterin der JVA Biele-
feld-Senne, meinte, Boker-
mann sei mit seinem 25-jähri-
gen beruflichen Wirken als
Verwaltungsleiter der größten
offenen Vollzugseinrichtung
Deutschlands ein Muster an
Kontinuität gewesen. „Auch
wenn Ihr Wirken für die ge-
werkschaftlichen Interessen
der Strafvollzugsbediensteten
größere Bedeutung hat, so wa-
ren Sie doch für die JVA Biele-
feld ein stabilisierender Fak-
tor, eine nicht hinweg denkba-
re Größe. Sie haben sich im-
mer ehrlich für die Interessen
und Sorgen der Kolleginnen
und Kollegen eingesetzt“, be-
tonte Blikslager die berufli-
chen Leistungen des frischge-
backenen Pensionärs.
„Wenn ich heute aus gesund-
heitlichen Gründen Abschied
von einer mir lieb gewordenen
Aufgabe nehme, dann tue ich
das nicht ohne Wehmut. Dass
wir in den vergangenen Jahren
in der Gewerkschaftsarbeit
zahlreiche Erfolge für den
Strafvollzug und die Kollegin-
nen und Kollegen erreichen
konnten, ist in erster Linie dem
Umstand zu verdanken, dass
wir unsere Ziele gemeinsam

Ein Herz und eine Seele im Ruhestand vereint: Präsident a.D. Dr. Klaus
Koepsel (li.) und Wilhelm Bokermann.

verfolgt haben“, meinte Boker-
mann.
Den neuen Funktionsinha-

bern gab er mit auf den Weg,
die fachgewerkschaftliche
Ausrichtung des BSBD wei-

ter zu intensivieren. „Die Be-
rufsgruppenminderheiten,
wie sie im Strafvollzug anzu-
treffen sind, können sich bei
der Politik nur dann Gehör
verschaffen, wenn ihnen ei-
ne eigenständige Organisati-
on zur Verfügung steht, um
die Anliegen des Strafvollzu-
ges und die seiner Beschäf-
tigten sachgerecht und fach-
kompetent zu vertreten.
Meinen Nachfolgern wünsche
ich, dass sie die rückhaltlose
Unterstützung der Strafvoll-
zugsbediensteten erfahren,
damit auch in der Zukunft die
Stimme des Strafvollzuges un-
überhörbar wahrgenommen
wird. 
Wenn sich alle diesem Ziel ver-
pflichtet fühlen und bereit
sind, hierfür einzutreten und
zu streiten, dann wird der
BSBD auch künftig erfolgreich
sein“, ermunterte Bokermann
die neuen Funktionsträger zur
Fortsetzung einer engagierten,
sachorientierten Gewerk-
schaftsarbeit.

Erweiterung des Funktionenkataloges
Die Verbesserung der Ober-
grenzen für die Laufbahnen
des Werkdienstes und des all-
gemeinen Vollzugsdienstes
wird derzeit in fünf Stufen bis
zum Jahr 2004 realisiert. Vor
diesem Hintergrund hat der
BSBD dem Justizministerium
die Erweiterung des Funktio-
nenkataloges vorgeschlagen.
Konkret hat sich der BSBD da-
für ausgesprochen, u.a. die

Funktionen des Ausbildungs-
leiters, des DV-Systembetreu-
ers und des Personalsachbear-
beiters in den Katalog im Sinne
der Fußnote 3 zur Besoldungs-
gruppe A 9 aufzunehmen.
Zwischenzeitlich liegt eine ers-
te ministerielle Stellungnahme
vor. Danach soll die Aufnahme
der Funktion des Ausbil-
dungsleiters zunächst einer
eingehenden Sachprüfung un-

terzogen werden, während das
Justizministerium bezüglich
der weiteren Vorschläge die
Auffassung vertritt, dass die
Funktionen des Personalsach-
bearbeiters und des DV-Sys-
tembetreuers bereits durch
den geltenden Katalog erfasst
seien. Diese beiden Funktio-
nen könnten unter Abschnitt A
Nr. 2 bzw. Abschnitt B Nr. 3.3
subsumiert werden.

Heute schon gelacht?
Frage: Wie nennt man einen Juristen mit einem IQ von 80?
Antwort: Euer Ehren!

❊❊❊

Ein Rabbi, ein Hindu und ein Anwalt fahren spät in der
Nacht mit dem Auto. Plötzlich streikt der Motor. Sie machen
sich auf die Suche nach Hilfe. Nach einiger Zeit erreichen sie
einen Bauernhof. Der Bauer öffnet und erklärt, er habe nur
zwei freie Betten, der dritte müsse im Stall nächtigen. Nach
kurzer Zeit einigen sich die drei, der Rabbi geht in den Stall.
Nach zehn Minuten klopft er an der Schlafzimmertür und er-
klärt: „Ich kann nicht im Stall schlafen. Dort befindet sich
ein Schwein. Es ist gegen meine Religion mit einem Schwein
in einem Raum zu schlafen“. Nun begibt sich der Hindu in
den Stall und kehrt ebenfalls sehr bald zurück. „Da ist eine
Kuh im Stall. Ich kann mit einer Kuh nicht im selben Raum
schlafen; das ist gegen meine Religion!“
Der Anwalt, der jetzt endlich schlafen möchte, erklärt, dass
er in den Stall gehen werde, er habe keine Probleme zusam-
men mit Tieren zu schlafen. Zwei Minuten nachdem er ge-
gangen ist, geht die Schlafzimmertür wieder auf und das
Schwein und Kuh kommen herein...
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Karikaturist
ausgezeichnet

Mit der preisgekrönten Karikatur beleuchtet Möbis das Phänomen des schnellen Verdrängens und Vergessens von
Vorgängen und Ereignissen, die als bedrohlich und angstauslösend empfunden werden. Kollektive Amnesie ist ein
Stück Selbstschutz und ermöglicht es dem Menschen, schnell zur Normalität zurückzukehren.

Thomas Möbis (Foto), der
seine gelungenen und
aussagekräftigen Karika-
turen seit Jahren in „Der
Vollzugsdienst“ veröffent-
licht, ist Ende vergange-
nen Jahres durch die Ta-
geszeitung „Rheinische
Post“ für eine seiner Ar-
beiten ausgezeichnet
worden. Unter 174 Ein-
sendungen erkannte die
aus Fachleuten zusam-
mengesetzte Jury Tho-
mas Möbis den 3. Preis
zu. Möbis sieht in seinem
Zeichentalent einen sinn-
vollen, erbaulichen Aus-
gleich für den beruflichen
Alltag.

GlosseGlosse

Tach
auch
Justus V.
Anonymus

Mitarbeitergespräch
unterm 
Weihnachtsbaum

Mitarbeitergespräch
unterm 
Weihnachtsbaum

Na, wie jehdet? Weih-
nachten und Sylves-
ter jut überstanden?

Zufrieden mitte Jeschenke?
Un die juten Vorsätze alle
widder ad akta jelecht −
Widdervorlare nächstet
Jahr?
Ich hatte mir Sylvester
vorjenommen, mich nich
mehr übber meinen Diens-
buchführer ze ärjern. Aber
de Vorsatz war Neujahr
schon widder futsch, als ich
den Dienstplan gesehen
hätt. Ich frach ihn: „Wo bliff
denn da die Familje und de
Rejeneration?“ Sächt de
doch jlatt: „Bei de vielen
Überstunden, Justus, müs-

sen ooch unsere ’Kreativen’
wieder ran!“
Meine Schwajer Hein hat
jetz de neue Steuerungsmo-
delle auf Weihnachten anje-
wendet. Ers hatter mal ne
Zielvereinbarung mit sin

Frau jemacht. Dat Jeschenk
muss ab jetz jedes Jahr um
zwei Prozent im Wert jestei-
gert werden. Heilisch Abend
wird dann ers mal ein Mit-
arbeiterjeschpräch unterm
Weihnachtsbaum jeführt,
ob de vereinbarte Ziele ooch
auf Punkt und Komma er-
reicht werden konnten.
Mit Hein und dem singe

Broder war dat zuers so, dat
jeder de Kinder vom andern
wat für zwanzisch Mark ze
Weihnachten jeschenkt hat.
Beim nächsten Weihnach-
ten hamse sich jejenseitig
immer zwanzisch Mark für

de Kinder zujeschickt. Spä-
ter hamse sich jejenseitich
zwanzisch Mark überwie-
sen, un jetz kaufen se ein-
fach ihre Kinder wat für
zwanzich Mark un saren,
dat is vom Onkel Pitter. Dat
nennt man jejenseitije De-
ckungsfähichkeit. Nächstes
Jahr jeht dat dan mit de Eu-
ros jenauso.

Apropo Euro: De Franz, de
minge andere Schwajer is,
hat sin Frau ein Euro-Star-
terpack zu Weihnachten je-
schenkt. Da jabet dann
auch ers mal ein Mitarbei-
terjeschpräch. 
Bei der letzten Jehaltsab-
rechnung wurd mir ers mal
en bisken mulmich: Nur
noch de Hälfte aufem Konto.
Hoffenlich verjessen die
nich, die Preise auch zu hal-
bieren. Im Zweifelsfall wer-
den die sowieso nach oben
aufjerundet. In meine
Schtammkneipe kostete dat
Jlas Bier vor Weihnachten
schon drei Mark zweinneun-
zich, nur damit se ab Janu-
ar 2 Euro dafür nehmen
können. Für die Kellner iset
jut, solange se den Rest als
Trinkgeld kriejen.
Naja, ich wünsch uns allen
ein jutes neues Jahr. Wer
weiß, wat dat uns un de
Vollzug noch alles bringen
wird? 
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Sexuelle Belästigung am Arbeitsplatz − kein Kavaliersdelikt!
Nun ist ein Vorkommnis an die
Öffentlichkeit gedrungen, das
eine Problematik beinhaltet,
die augenscheinlich nicht als
Einzelfall bewertet werden
darf.

Jüngere weibliche Bedienstete
einer Vollzugseinrichtung sind
offensichtlich über einen län-
geren Zeitraum massiv sexuell
belästigt worden, ohne dass
diesem Treiben nachhaltig
Einhalt geboten wurde. Kolle-
ginnen, die sich über dieses
miese und verabscheuungs-
würdige Verhalten beschwer-
ten, erhielten keinerlei Unter-
stützung − im Gegenteil: sie
wurden verbal bedroht, ge-
mobbt und erniedrigt. So ge-

schehen in einer Vollzugsan-
stalt des Landes Nordrhein-
Westfalen.
In einer weiteren Justizvoll-
zugsanstalt hat sich nun eine
junge Kollegin endlich nicht
mehr abfertigen und ein-
schüchtern lassen. Sie nannte
der Anstaltsleitung Ross und
Reiter. Die Leitung nahm diese
Vorwürfe nicht auf die leichte
Schulter, sondern ermittelte.
Und siehe da: Mithörer, Mit-
wisser und Zeugen wurden be-
fragt und vernommen. Letzt-
lich stellte sich die Aussage der
couragierten Mitarbeiterin als
die Wahrheit heraus. Darauf-
hin musste ein Bediensteter,
der sich in der theoretischen
Ausbildung an der JV-Schule

befand, diesen Ausbildungs-
abschnitt abbrechen. Man hat
ihm offensichtlich nahegelegt,
seine Entlassung einzurei-
chen, ein Indiz dafür, dass die-
ses „Anmachen“ über das üb-
liche Maß hinausgegangen ist. 
Es ist zu befürchten, dass der-
artige Vorkommnisse auch in
anderen Vollzugseinrichtung
des Landes NRW anzutreffen
sind. Dieses „Kesseltreiben“,
so es denn geschieht, muss
schnellstens aufhören. Der
oder die „Täter“ sollten sich da-
rüber im Klaren sein, dass sie
ggf. Straftatbestände erfüllen,
die bei den „Opfern“ zu psy-
chischen Störungen führen
können und unweigerlich den
Krankenstand erhöhen. Wer in

der heutigen Zeit noch immer
meint, zum „starken Ge-
schlecht“ zu gehören und
solch ein Mobbing unterhalb
der Gürtellinie als Kavaliers-
delikt ansieht, der möge sich
u.a. die Artikel 3 und 33 unse-
res Grundgesetzes in einem
stillen Kämmerlein durchle-
sen. Die Strafvollzugsbediens-
teten, gleich welchen Ge-
schlechts, können ihren ge-
sellschaftlichen Auftrag nur
dann sachgerecht und effizient
wahrnehmen, wenn sich der
eine auf den anderen rückhalt-
los verlassen kann. Setzen wir
alles daran, damit sich ein sol-
ches Grundvertrauen in unse-
rem schwierigen beruflichen
Alltag spiegelt. Peter Glocker

Nachwuchskräfte der JVA Geldern mit beachtlichen Leistungen
Die 10 Anwärterinnen und 16
Anwärter der JVA Geldern, da-
von 23 aus der Laufbahn des
allgemeinen Vollzugsdienstes
und drei aus dem Werkdienst,
legten im Spätsommer 2001 ih-
re Laufbahnprüfung an der
Justizvollzugsschule NRW in
Wuppertal ab.

Eine Kollegin des allgemeinen
Vollzugsdienstes bestand die
Laufbahnprüfung mit der Note
sehr gut, fünf Kolleginnen und
Kollegen des allgemeinen Voll-
zugsdienstes und einer des
Werkdienstes erreichten die
Note gut, der Rest vollbefriedi-
gend. Der Notenschnitt von
3,22 (aVD) und 2,67 (WD),
kann sich auch landesweit se-
hen lassen. Anstaltsleiter Ul-

rich Hötter ließ es sich denn
auch nicht nehmen, „seine
Leute“ persönlich zu beglück-
wünschen. Die JVA Geldern
legt nicht nur besonderen Wert
auf die Ausbildung ihres Nach-
wuchses; auch der zwischen-

menschliche Kontakt muss
stimmen, übrigens eine we-
sentliche Voraussetzung für
eine Vollzugseinrichtung, die
der betreuerischen und beruf-
lichen Behandlung einen so
hohen Stellenwert einräumt.

Auch die geplante sozialthera-
peutische Abteilung ist auf
kompetente und motivierte
Kolleginnen und Kollegen an-
gewiesen und wird von dem
Ausbildungsjahrgang 2000/
2001 profitieren können.

Heute schon gelacht?
Die endgültige Definition der Begriffe
„Verwaltungsakt“ und „Unterlassung“
Der Verwaltungsakt
Der Verwaltungsakt ist mit dem schöpferischen Akt der bil-
denden Künste vergleichbar, jedoch mit dem Unterschied,
dass er kein kreatives Element enthält. Es gibt auch Gemein-
samkeiten mit dem Geschlechtsakt, wobei ein Verwaltungsakt
üblicherweise ohne Lust ausgeführt wird und länger dauert.
Von beiden lässt sich sagen, dass sie Folgen haben. Der Ver-
waltungsakt versetzt die ausführende Behörde in den unge-
wohnten Zustand der Aktivität, der hektischer Betriebsamkeit
weicht, wenn sich herausstellt, dass der Verwaltungsakt auf
einer rechtlich ungesicherten Grundlage stattfindet. Dieser
Zustand geht allmählich in Erleichterung über, wenn es nie-
mand gemerkt hat. Wenn dagegen alles herauskommt, er-
reicht die Betriebsamkeit unter Umständen die oberen Etagen

der Behörde oder sogar den zuständigen Minister.
Wird ein Verwaltungsakt von Amts wegen ausgeführt, so tritt
der seltene Fall ein, dass eine Behörde von sich aus tätig wird.
Dies geschieht glücklicherweise nur dann, wenn sie vom Ge-
setz dazu genötigt wird. Wenn das Ende des Verwaltungsaktes
naht, werden seine Hinterlassenschaften in Ordnern gesam-
melt und im Keller begraben. Hier haben wir wieder einen
deutlichen Unterschied zum Geschlechtsakt, der nur selten so
gut dokumentiert wird. Nach dem Verwaltungsakt tritt die ge-
wohnte Amtsruhe wieder ein.
Die Unterlassung
Das Gegenteil des Verwaltungsaktes ist die Unterlassung, die
mit erheblich geringerem administrativen Aufwand verbunden
ist. Eine Unterlassung kann bereits durch die bloße Aufrecht-
erhaltung der Amtsruhe erreicht werden und wird daher dem
Verwaltungsakt meist vorgezogen.

❊❊❊
Wenn eine Jurastudentin nicht bis zum 6. Semester ihren
Doktor hat, muss sie ihn selber machen.
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Klaus Wickner in den Ruhestand verabschiedet
Ein Mann des Ausgleichs, ein liebenswürdiger, verlässlicher Kollege,
der jederzeit ansprechbar war und sich um den Strafvollzug verdient
gemacht hat, ist mit Erreichen der Altersgrenze aus dem Dienst aus-
geschieden. Klaus Wickner hat mit seinem engagierten Eintreten für
die Belange sowohl der Inhaftierten als auch der Kolleginnen und Kol-
legen Akzente gesetzt und Spuren hinterlassen.

JVA-Leiter Metzner (li.) und stv. Landesvorsitzender Laschet (re.) verab-
schiedeten Klaus Wickner in den wohlverdienten Ruhestand.

Auf Orts- und Bezirksebene
brachte Wickner sein profun-
des Fachwissen in die Perso-
nalratsarbeit ein. Mehr als
zehn Jahre vertrat er die Inte-
ressen der Schwerbehinderten
des Vollzugsamtsbezirks
Rheinland. Für die würdige
Verabschiedung des verdien-
ten Kollegen führte der Be-
zirkspersonalrat eine auswär-
tige Sitzung in der JVA Moers-
Kapellen durch.
Der Bezirkspersonalratsvor-
sitzende und stellvertretende
BSBD-Landeschef Klaus La-
schet würdigte die besonderen
Verdienste Wickners, der sich
besonders um die Integration

schwerbehinderter Menschen
in das Berufsfeld „Strafvoll-
zug“ verdient gemacht hat. Mit
Hartnäckigkeit, Einfühlungs-
vermögen und Kreativität, so
Laschet, habe Wickner die Dis-
kussionen in den Mitbestim-
mungsgremien bereichert und
oftmals unkomplizierte Lö-
sungen für komplexe Problem-
stellungen entwickelt. 
Anstaltsleiter Metzner beton-
te besonders die Zähigkeit und
das Pflichtbewusstsein des
künftigen Ruheständlers.
„Aus gesundheitlichen Grün-
den hätten Sie, lieber Herr
Wickner, längst aus dem
Dienst ausscheiden können.

Trotz Ihrer Erkrankung sind
Sie bis zur Altersgrenze im
Vollzug verblieben und haben
sozusagen ’Endstrafe’ abge-
sessen. Dies ist eine Leistung,
die besondere Anerkennung

verdient“. Für den beginnen-
den neuen Lebensabschnitt
wünscht der BSBD eine stabile
Gesundheit, Zufriedenheit
und viele aktive Jahre im Krei-
se der Familie.

OV Detmold

40 Jahre BSBD-Detmold
Seit nunmehr 40 Jahren dient
die Justizvollzugsanstalt Det-
mold der Unterbringung von
Straftätern. Genauso lange be-
steht der BSBD-Ortsverband,
der dieses Jubiläum im Herbst
feierlich beging.

Die Empfänger der im Jahre
2000 ausgelobten Leistungs-
prämien hatten die ihnen zuer-
kannten Geldbeträge uneigen-
nützig zur Verfügung gestellt,
um das Jubiläum in einem an-
gemessenen Rahmen begehen
zu können. Die Lemgoer
Schützenhalle war dann auch

bis auf den letzten Platz gefüllt,
als der Ortsverband gemein-
sam mit der Betriebssportge-
meinschaft ein buntes, unter-
haltsames Programm präsen-
tierte. Dieter Strate und
Horst Obertopp führten ge-
konnt durch die Veranstal-
tung, etliche Kolleginnen und
Kollegen erprobten ihr kaba-
rettistisches Talent, präsen-
tierten Sketche und humoris-
tische Szenen.
Die Grüße des BSBD-Landes-
verbandes überbrachte des-
sen ehemaliger Vorsitzender
Wilhelm Bokermann. Er erin-

Wilhelm Bokermann (li.) und Karl-Heinz Jakob (re.), Vorsitzender des
Detmolder Ortsverbandes, beim Auffrischen gemeinsamer Erinnerun-
gen.

nerte an eigene berufliche Er-
fahrungen, die er in Detmold
machen konnte, und lobte die
Kolleginnen und Kollegen, die
ihren beruflichen Alltag tradi-
tionell als kollegial verschwo-
rene Gemeinschaft bewältig-
ten. Der Gewerkschafter be-
tonte, dass sich der Landes-
verband immer und zu jeder
Zeit auf die solidarische Unter-
stützung der Detmolder Kolle-
ginnen und Kollegen habe ver-
lassen können. Dieser Rück-
halt sei die Basis für die zahl-
reichen gewerkschaftlichen
Erfolge, die der BSBD für die
Beschäftigten des Strafvollzu-
ges in den zurückliegenden
Jahren habe erzielen können.

„Mit Stolz und Genugtuung
auf das Erreichte zu blicken,
gleichzeitig aber auch eine Zu-
kunftsorientierung zu entwi-
ckeln, das ist es wert, ein Jubi-
läum feierlich zu begehen. Ich
wünsche dem Ortsverband ei-
ne weiter kompetente Führung
und jenen Zusammenhalt, oh-
ne den gemeinsame Ziele nicht
erreicht werden können“, gra-
tulierte Bokermann.
Zu den Klängen der in Detmold
etablierten Tom-Rose-Band
wurde intensiv das Tanzbein
geschwungen, geplaudert und
ein geselliges Gemeinschafts-
erlebnis zelebriert, das erst in
den frühen Morgenstunden
endete.

Dieter Strate (re.) bestach mit einer gekonnten Moderation und trug da-
mit ganz wesentlich zum Gelingen der Veranstaltung bei.
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OV Bielefeld-Oberems

Werner Everszumrode jetzt neuer Vorsitzender
Wenige Tage nach seiner Wahl zum NRW-Landesvorsitzenden des
Bundes der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands (BSBD) legte
Klaus Jäkel sein Mandat als Vorsitzender des Ortsverbandes Bielefeld-
Oberems nieder. Fast auf den Tag genau 14 Jahre führte Jäkel den
größten BSBD-Ortsverband in NRW. Höhen und Tiefen lagen oft dicht
beieinander, so manch stürmische Situation galt es zu überstehen, be-
tonte Jäkel in seinem Rechenschaftsbericht gegenüber den Mitgliedern
im vollbesetzten Saal der Gaststätte „bei Lönne“ in Gütersloh. Mit
Everszumrode wählte die Versammlung einen ausgewiesenen Voll-
zugspraktiker zum Nachfolger, der sich bei den Kolleginnen und Kol-
legen einen Namen gemacht hat, steht er doch für Verlässlichkeit, Ein-
satzbereitschaft und gewerkschaftliche Kontinuität.

Klaus Jäkel (re.) gratuliert seinem Nachfolger Werner Everszumrode
zum überwältigenden Vertrauensbeweis der Mitgliederversammlung.

In seinem Rechenschaftsbe-
richt ging Jäkel nochmals auf
die Schließungen von Außen-
stellen ein. „Die Aufgabe der
Außenstelle Batenhorst und
die vorausgegangenen Schlie-
ßungen waren stets ein trauri-
ger Augenblick meiner gewerk-
schaftlichen Aktivitäten“, er-
klärte Jäkel. Vor allem die
nicht zu verantwortende Still-
legung der Haftanstalt in Gü-
tersloh sei ein schmerzlicher
Einschnitt in gewachsene
Strukturen gewesen. „Eine
erst Anfang der 60er Jahre er-
richtete, baulich intakte Voll-
zugseinrichtung seit 10 Jah-
ren ungenutzt verrotten zu las-
sen, obwohl die Gefängnisse in
NRW aus allen Nähten platzen,
ist finanz- und vollzugspoli-
tisch nicht zu verantworten“,
bemängelte Jäkel unter dem
großen Beifall der Teilnehmer
realitätsferne Entscheidungen
der Politik.
Mit Stolz wies Jäkelauf die vie-
len in den letzten Jahren vom
Ortsverband organisierten
Veranstaltungen hin. So hät-
ten über 2.000 Mitglieder des
Ortsverbandes in den letzten
14 Jahren an Seminarveran-
staltungen und Studienfahr-

ten teilgenommen. Sicherlich
werde dabei für viele Kollegin-
nen und Kollegen die mit über
200 Teilnehmern erfolgte Stu-
dienfahrt nach Istanbul noch
in langer Erinnerung bleiben.
Darüber hinaus dankte Jäkel
allen Mandatsträgern und Mit-
gliedern des Ortsverbandes für
die stets rückhaltlose, loyale
Unterstützung. Nur daraus
habe er in problembehafteten
Zeiten die Kraft schöpfen kön-
nen, die schwierigen und viel-
fältigen Aufgaben als Vorsit-
zender eines so großen Orts-
verbandes wirkungsvoll und
ergebnisorientiert wahrzu-
nehmen.
Mit Sorge betrachte er die Per-
sonalsituation der JVA Biele-
feld-Senne. Bei deutlich rück-
läufigen Bewerberzahlen ge-
stalte sich die Nachwuchsge-
winnung überaus schwierig,
erläuterte Jäkel. „Obwohl die
Außenstellen über nahezu 20
zu besetzende Stellen im allge-
meinen Vollzugsdienst verfü-
gen, können keine geeigneten
Bewerber gefunden werden.
Sicherlich wird hierfür auch
das in den Medien häufig ver-
mittelte negative Berufsbild
ursächlich sein“. Auch die Me-

dien, so Jäkel weiter, müssten
langsam einsehen und begrei-
fen, dass es keine Wärter, son-
dern nur noch Strafvollzugs-
bedienstete mit einer hoch-
qualifizierten Ausbildung ge-
be. Im Vollzug werde nicht pri-
mär Freiheit entzogen, son-
dern sozialer Dienst im Be-
reich der Inneren Sicherheit
geleistet. Seinem Nachfolger
wünschte Jäkel viel Glück
und Kraft, um die sich abzeich-
nenden gewerkschaftlichen
Herausforderungen der Zu-
kunft wirkungsvoll zu beste-
hen und die führende Position
des Ortsverbandes als eine der
mitgliederstärksten Unterglie-
derungen des BSBD weiter
auszubauen. Im Rahmen der

anschließenden Neuwahl des
Vorsitzenden erhielt der bishe-
rige stv. OV-Vorsitzende Wer-
ner Everszumrode mit über-
zeugender Mehrheit das Ver-
trauen der Mitglieder. Mit
Everszumrode übernimmt
ein erfahrender Vollzugsprak-
tiker aus der JVA Bielefeld-
Senne die Führung des Orts-
verbandes, der bereits über
viele Jahre in führender Stel-
lung innerhalb dieser BSBD-
Untergliederung Verantwor-
tung getragen hat. Seit Jahr-
zehnten in mehreren Außen-
stellen im Kreis Gütersloh be-
ruflich tätig, ist der neue Vor-
sitzende mit den landesweit
einmaligen Strukturen der
JVA Bielefeld-Senne bestens
vertraut. Er kennt die Sorgen
und Nöte der Kolleginnen und
Kollegen aus eigenem Erleben
und ist in der Lage, gemeinsam
mit den Mitgliedern des Vor-
standes effiziente Lösungen
für die absehbaren gewerk-
schaftlichen Herausforderun-
gen zu entwickeln. Als vorran-
giges Ziel hat der neue Vorsit-
zende die stärkere Einbindung
der jungen Kolleginnen und
Kollegen in die Gewerkschafts-
arbeit ausgegeben. „Nur mit
der Jugend werden wir die Zu-
kunft gewinnen“, erklärte
Everszumrode. Abschließend
wurden über 50 Mitglieder des
Ortsverbandes für ihre 25-,
40- und 50-jährige Mitglied-
schaft im BSBD geehrt. 

Einigkeit kennzeichnete die Entscheidungen der Mitgliederversammlung. In angenehmer Atmosphäre wurde
durch die Wahl Werner Everszumrode zum neuen Ortsverbandsvorsitzenden eine wichtige Weichenstellung
für die Zukunft vorgenommen.
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Sozialarbeit in der Justizvollzugsanstalt Essen

Neue Strukturen und Konzepte für den Behandlungsvollzug
Auf der Grundlage von
Schwerpunktarbeit und kon-
zeptioneller Umsetzung des
Papiers „Rolle der Fachdienste“
wird in der JVA Essen eine neue
Binnenstruktur entwickelt.

Nach der Eröffnung der Justiz-
vollzugsanstalt Gelsenkirchen
im August 1998 verblieb auf
dem Hintergrund ministeriel-
ler Planung und Entscheidung
in der Justizvollzugsanstalt
Essen nur noch eine rudimen-
täre Betreuungsstruktur und
ein deutlich geschrumpfter
Personalkörper.

Hierdurch war für alle Beteilig-
ten − sowohl Personal als auch
Inhaftierte − eine extrem
schwierige und allseits deut-
lich belastete Situation ent-
standen, der Krankenstand
war äußerst hoch, das Durch-
schnittsalter im allgemeinen
Vollzugsdienst war merklich
im oberen Altersbereich ange-
siedelt.
Die Justizvollzugsanstalt Es-
sen in ihrer ursprünglichen
Originalität existierte nicht
mehr. Auch die Fachdienste
waren erheblich dezimiert und
bestanden nur noch aus 3
Seelsorgern, 2 Sozialarbeitern
und einer Psychologin. Trotz-
dem wurde mit allem profes-
sionellen Selbstverständnis
die Initiative ergriffen, zumin-
dest rudimentär dem gesetzli-
chen Betreuungs- und Be-
handlungsauftrag gerecht zu
werden und somit dem eigenen
beruflichen Rollenverständnis
treu zu bleiben. Durch konse-
quente personelle Planung ge-
lang es, dem Fachdienst „Sozi-
alarbeit“ personelle Hand-
lungsfähigkeit zu verleihen
und konkret wieder soziale Ar-

beit zu leisten. Diese Arbeit be-
zog sich nicht nur auf die
Klienten, sondern auch auf
das „Gemeinwesen Justizvoll-
zugsanstalt“. Es galt, nicht iso-
liert Vorstellungen und Visio-
nen zu entwickeln, sondern sie
in die Handlungsgemeinschaft
des Vollzuges zu transportie-
ren und somit Prozesse in
Gang zu setzen. 
Fachliche Ideen und Interes-
sen, basierend auf dem Papier
„Rolle der Fachdienste“, einen
modernen Behandlungsvoll-
zug zu realisieren, wobei unter
humanitären und wirtschaftli-

chen Aspekten ein möglichst
effektives Gesamtbild in der
Folge angestrebt werden sollte,
fanden unmissverständlich
Berücksichtigung. Zentraler
Ort der dafür notwendigen und
nicht immer einfachen Ausein-
andersetzungen stellte und
stellt die Grundlagenkonfe-
renz/ Koordinierungskonfe-
renz als Steuerungselement
unter Beteiligung aller Berufs-
gruppen und Bereiche dar.
Über zunächst notdürftige
Vereinbarungen der Zusam-
menarbeit wird nun unter Be-
rücksichtigung der neuen
Steuerungsmodelle prozess-
haft daran gearbeitet, dem Be-
handlungsprofil auf der
Grundlage des Leitbildes der
JVA Essen ein modernes
Dienstleistungsniveau zu ge-
ben.
Trotz der schwierigen Aus-
gangslage im Jahre 1998 zeigt
die derzeitige Entwicklung be-
reits sehr konkret auf, dass in
der Justizvollzugsanstalt Es-
sen künftig zunehmend ver-
stärkt ein moderner Behand-
lungsvollzug zur Umsetzung
kommen wird.

Angestrebte Binnendifferenzierung für 2002

Seit April 1999 findet trotz der
ministeriellen Aussage „in Es-
sen wird es keine Suchtkran-
kenhilfe mehr geben“, auf der
Basis eines neu erarbeiteten
Suchtkonzeptes − Grundlage
ist der seit Ende 1998 geltende
Drogenerlass − in enger Zu-
sammenarbeit mit der Essener
Drogenhilfe, Krisenhilfe e.V.,
eine qualifizierte Suchtarbeit
statt.
Anfang 2000 wurde ein Frei-
zeitkoordinator aus dem allge-
meinen Vollzugsdienst einge-
setzt, der in Zusammenarbeit
mit dem Sozialdienst auf der
Grundlage eines zeitgemäßen
Konzeptes erste Anfänge von
Freizeitarbeit realisiert. Die
Besetzung dieses Dienstpos-
ten, wie auch schon zuvor im
Bereich der internen Suchtbe-
ratung, war nur durch die be-
stehende Einsicht in die Not-
wendigkeit des Behandlungs-
vollzuges und der traditionel-
len wie auch bekannten Soli-
darität in der JVA Essen mög-
lich.
Im Juni 2001 wurde die Auf-
nahmeabteilung unter der Ko-
ordination einer Sozialarbeite-
rin in Betrieb genommen. Sie
stellt das wesentliche Basis-
element für die weitere Bin-
nendifferenzierung in der JVA
Essen dar. Die Besonderheit
besteht vor allem darin, dass
hier Prisonierungseffekte ver-
mieden und Deprivationser-
scheinungen gemildert wer-
den sollen. Darüber hinaus
werden konsequent Maßnah-
men der Haftverkürzung unter
Beteiligung der Vereinigung
der Essener Strafverteidiger
und des Essener Vereins für
Betreuungshilfe e.V. sowie
weiterer Kooperationspartner
aus dem Bereich der Integrati-

onshilfe eingeleitet. In Teamar-
beit mit dem allgemeinen Voll-
zugsdienst, dem psychologi-
schen Fachdienst und dem So-
zialdienst wird eine psycho-so-
ziale Erstdiagnostik geleistet,
die in einem Basisbehand-
lungsplan einmündet und
während des Vollzuges umge-
setzt werden soll.
Seit Februar 2001 ist eine ab-
stinenzorientierte Abteilung
für die hier einsitzenden dro-
genabhängigen und therapie-
willigen Gefangenen in der
konkreten konzeptionellen
Planung des Sozialdienstes
bzw. der Suchtberatung, mit
der sich die hiesige Steue-
rungsgruppe bereits sehr in-
tensiv auseinandergesetzt hat.
Mittlerweile sind die Überle-
gungen soweit gediehen, dass
sie kurz vor dem Abschluss
stehen. Der Start dieser Abtei-
lung ist für Frühjahr 2002 be-
absichtigt.
Im Laufe des letzten Halbjah-
res 2001 sind − ebenfalls auf
der Grundlage sozialarbeiteri-
scher Überlegungen − konzep-
tionelle Voraussetzungen für
die Einrichtung des Langzeit-
besuchs in der hiesigen JVA
entwickelt worden. Die Umset-
zung soll bereits zu Beginn des
Jahres 2002 erfolgen.
Im Laufe des Jahres 2001 wur-
den durch den Sozialdienst der
JVA Essen bereits gute Funda-
mente für die im Jahr 2002
einzurichtende Abteilung mit
der Thematik „Besondere Hil-
fen zur Entlassungsvorberei-
tung“ gelegt. Hier wird der Be-
reich Schuldenberatung in Ko-
operation mit externer Fach-
kompetenz als sozialarbeiteri-
scher Schwerpunkt installiert
und außerdem in Partner-
schaft mit freien Trägern Paar-

Verhältnis Bedienstete/Fachdienste zu den Inhaftierten im August 1998

Abteilung
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beratung sowie intensivierte
Problemberatung − insbeson-
dere für Strafgefangene in der
Entlassungsphase − stattfin-
den. Des weiteren werden
durch einen Pädagogen, ver-
antwortlich für die Bereiche
Bildungsmanagement und be-
rufliche Bildung, bereits erste
Grundlagen geschaffen, die
Voraussetzungen für die Haft-
entlassung qualitativ zu ver-
bessern. Alles was vorberei-
tend für eine solidere Grundla-
ge im Blick auf eine spätere Ar-
beitstätigkeit − unter besonde-
rer Berücksichtigung der per-
sönlichen Problemstellung
und unter Einbeziehung/ Be-
achtung der sozialen Kernbe-
züge − sorgen kann, wird
durch ihn koordiniert und der
angedachten Zielgruppe kon-
zentriert vermittelt.
Ebenfalls im Laufe des Jahres
2001 wurde eine Kollegin des
allgemeinen Vollzugsdienstes
für den Bereich des Sozialen
Trainings ausgebildet, so dass
in Verbindung mit der Schwer-
punktinhaberin aus dem Sozi-
aldienst ab Oktober 2001 ent-
sprechende Maßnahmen an-
geboten werden können. Die-
ses Angebot richtet sich insbe-
sondere an Gefangene, die sich
bereits in anderen problemori-
entierten Angeboten innerhalb
der konzeptionell angedachten
und teilweise bereits umge-
setzten Binnendifferenzierung
befinden.
Auch vor dem Hintergrund der
Gesetzesänderung für den Be-
reich des Untersuchungshaft-
vollzuges werden im Sozial-
dienst konzeptionelle Überle-
gungen unter dem Stichwort
ASD (Allgemeine Hilfen aus
dem Bereich des Sozialdiens-
tes) angestellt. Es gilt, das An-
gebot der beratenden Hilfen
besonders für Untersu-
chungshäftlinge neu zu kon-
zentrieren und über einen
Schwerpunktinhaber zu koor-
dinieren. Die entsprechenden
Schnittstellen zu den übrigen

Wich t i ge r  denn  j e :

Mitgliedschaft im

Diensten, insbesondere zum
allgemeinen Vollzugsdienst,
zuständig für den Bereich der
primären Hilfen, sollen dabei

sorgfältig abgestimmt werden.
Eine Umsetzung wird für das
Jahr 2002 angestrebt.

Ein neuer Geist im alten Gemäuer. Unter schwierigen Bedingungen wird ein zukunftsorientierter Vollzug ge-
staltet.

Die JVA Essen alter Prägung
ist nicht mehr existent. Aus
ihr, ihren renovierungsbedürf-
tigen Baulichkeiten und den in
jeder Hinsicht unzureichen-
den Ressourcen geht jedoch −
trotz alledem! − eine gänzlich
neue hervor. Die jetzige JVA
Essen ist an ihrer neuen Bin-
nenstruktur − soweit diese be-
reits „steht“ und noch weiter-

entwickelt wird − ebenso zu er-
kennen, wie an Bediensteten
aus allen Bereichen, die mit
gutem Teamgeist und fachli-
chem Gestaltungswillen daran
arbeiten, berufliches Ethos
mit gesetzlichem Auftrag zu
verbinden. Dabei wird insbe-
sondere der allgemeine Voll-
zugsdienst aufgrund der in der
konkreten Dienstrealisierung

noch auf Jahre hin sich ab-
zeichnenden personellen Un-
terdeckung auch weiterhin −
mehr als vertretbar! − in An-
spruch genommen werden.
Ein personeller Neuaufbau
durch Neueinstellungen und
Ausbildung dieser Kräfte
braucht Zeit. Um so mehr ist
die Leistung all dieser Kolle-
ginnen und Kollegen zu bewer-
ten, die unter den früheren
Planungen und deren konkre-
te Auswirkungen seit über drei
Jahren zu leiden haben.
Schließlich geht diese Ent-
wicklung nicht im geringsten
„auf ihre Kappe“.
Bei allem, was seit dem Spät-
sommer 1998 in Essen ge-
schieht, ist besonders die In-
novationsfreude des An-
staltsleiters hervorzuheben,
der entweder selbst als we-
sentlicher Impulsgeber oder
aber im Hinblick auf die an-
gestrebte Umsetzung als um-
sichtig agierender Prozess-
begleiter eine maßgebliche
Rolle spielt.

Eva Brinkmanns,
Herbert Gröning

Verhältnis Bedienstete/Fachdienste zu den 
inhaftierten im Oktober 2001


